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Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen!  
 
Christian Calderone und Eva Viehoff haben schon darauf hingewiesen: Gestern 
und auch heute noch vor 82 Jahren brannten in Hannover, in meiner Heimatstadt 
Braunschweig und in vielen anderen Orten im heutigen Niedersachsen wie auch 
auf deutschem Boden generell die Synagogen. Es brannten Wohnhäuser und 
Privatwohnungen. Es wurden Menschen misshandelt, verächtlich gemacht, 
verschleppt, ermordet. Diese sogenannte Reichspogromnacht markierte dabei 
den Übergang von Entrechtung und Verfolgung bis hin zur planmäßigen 
Auslöschung jüdischen Lebens durch Massenvernichtung.  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Gedenken daran bedeutet nicht nur, dass 
die Opfer niemals vergessen sind. Es bedeutet auch, dass wir alle gemeinsam 
Verantwortung dafür tragen, dass so etwas nie wieder und nicht im Ansatz 
passieren darf.  
 
Der Ungeist des Antisemitismus - auch das ist schon vielfältig dargestellt worden - 
ist nicht tot, er existiert weiterhin und existiert gerade auch in solchen Krisenzeiten 
wie diesen, weil verschwörungstheoretische Ansätze nicht selten mit 
Antisemitismus verknüpft sind. 
 
Es gibt vielfältige Formen des Antisemitismus: vom faschistischen, 
rechtsextremen Antisemitismus bis hin zum radikalen Islam. Alledem müssen wir 
entschieden entgegenwirken, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.  
 
So war der Anschlag auf die Synagoge in Halle vor ziemlich genau einem Jahr, 
der uns allen noch sehr präsent ist, als eine schwere Holztür eine Katastrophe 
verhindert hatte, auch der Anlass, im Niedersächsischen Landtag die Mittel für die 
Arbeit der jüdischen Verbände und Gemeinden zu erhöhen und den Schutz 
jüdischen Lebens noch stärker, als wir es schon bisher getan haben, in den Fokus 
zu stellen.  
 
So sind im Haushalt 2020 die vertraglichen Landesleistungen an die beiden 
jüdischen Landesverbände einmalig um insgesamt 2 Millionen Euro erhöht 
worden. Zur Wahrheit gehört aber auch, dass beide Verbände seit über zwei 
Jahren um eine Erhöhung der vertraglichen Landesleistungen bitten, zumal diese 
in Niedersachsen deutlich unter dem Bundesdurchschnitt liegen. Deshalb ist die 
Forderung nach dauerhafter Angleichung der Landesleistung an den 
Bundesdurchschnitt aus unserer Sicht angemessen. Dieser Forderung müssen 
wir nun nachkommen.  
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Dem wird dadurch Rechnung getragen, dass durch die Änderungen der Verträge 
sowohl die einmalige Erhöhung als auch geplante laufende Erhöhungen ab dem 
Jahr 2021 eingearbeitet sind. Diese Änderungen bedürfen gemäß Artikel 35 Abs. 
2 der Niedersächsischen Verfassung der Zustimmung des Landtages. Ich hoffe, 
sie werden heute sehr breit getragen, weil wir uns in diesem Punkt, denke ich, alle 
einig sind und alle einig sein müssen. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren,  
 
es geht nicht nur darum zurückzublicken. Es steht ein ganz besonderes Jubiläum 
bevor. Im Jahr 2021 feiern wir 1.700 Jahre jüdisches Leben auf deutschem 
Boden. Die erste jüdische Gemeinde in Deutschland ist nachweislich im 4. 
Jahrhundert in Köln gegründet worden. Das zeigt: Jüdisches Leben gehört zu 
unserer Identität in Deutschland und in Niedersachsen. Es zu schützen, es zu 
fördern, es zu unterstützen, muss Teil unserer Identität sein, und wir müssen es 
als vordringliche Aufgabe ansehen. Das ist gut für unser Land Niedersachsen, 
und das ist gut für unsere Gesellschaft, meine sehr verehrten Damen und Herren.  
 
Somit hoffe ich, dass die vielen angekündigten deutschlandweiten 
Veranstaltungen für das Jubiläumsjahr 2021 unter dem Motto „1.700 Jahre 
jüdisches Leben in Deutschland“ möglichst nicht den Corona-Beschränkungen 
zum Opfer fallen. Ich hoffe, dass es zumindest in der zweiten Jahreshälfte 
möglich sein wird, dieses Jubiläum angemessen zu feiern. Denn eines ist klar: Die 
jüdischen Gemeinden und Verbände vor allem in Niedersachsen leisten einen 
immens wichtigen Beitrag für unser Gemeinwesen. Diesen Beitrag müssen wir 
unterstützen. Diesen Beitrag sollen wir unterstützen. Denn auch zukünftig sollen 
sie das in noch stärkerem Maße tun können. Unser Land wird davon in vielfältiger 
Hinsicht profitieren. Deshalb bitte ich um Zustimmung.  
 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 


